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BK3-23/079 Entgeltgenehmigungsantrag für bauliche Anlagen; 
Dritte Stellungnahme 

 

Sehr geehrte Frau Dreger, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

am 10.04.2024 wurde durch die Beschlusskammer der Konsultationsentwurf für die 

Genehmigung von Entgelten für den Zugang zu baulichen Anlagen (BK3-23/079) veröffentlicht.  

Wie bereits im Verfahren angeführt ist der regulierte Zugang zu den bauliche Anlagen des 

marktmächtigen Unternehmens für das Erreichen der Gigabitziele der Bundesregierung 

erforderlich. So merkt die Kommission an (C(2022) 5231)1: 

„Eine umfassende Verpflichtung zur Zugangsgewährung zu baulichen Infrastrukturen 

könnte die Wettbewerbsprobleme auf mehreren Vorleistungsmärkten beheben und ist 

eine geeignete Lösung zur Verbesserung des Ausbaus von Netzen mit sehr hoher 

Kapazität in Deutschland.“ 

Die Zugangsgewährung zu den baulichen Anlagen kann aber nur dann den gewollten Effekt 

der Beschleunigung des Glasfaserausbaus erzielen, wenn die Entgelte richtig justiert sind. Die 

1&1 Versatel GmbH, 1&1 Versatel Deutschland GmbH und 1&1 Telecom GmbH (nachfolgend 

1&1) nehmen ergänzend zu der Stellungnahme vom 13.11.2023 und vom 18.12.2023 als 

Beigeladene zu den nachfolgend angeführten Punkten Stellung. 

 
1 Stellungnahme der Kommission gemäß Artikel 32 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/1972 in der Sache DE/2022/2385: Auf der 

Vorleistungsebene an festen Standorten lokal bereitgestellter Zugang in Deutschland – Abhilfemaßnahmen 
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• Der Ansatz des VHCN-Zuschlags auf den WACC bei den Kapitalkosten der HK-Trasse 

ist zu streichen 

• Restbuchwerte bei noch nicht vollständig abgeschriebenen Anlagen sind durch 

Indizierung herzuleiten 

• Bei Bewertung der AGP ist von einem funktionierenden Wettbewerb auszugehen. 

Monopolrenditen dürfen regulatorisch nicht zugestanden werden. 

• Durch den Ansatz von VHCN-WACC und AGP bei baulichen Anlagen im VzK-Bereich 

werden Telekom Überrenditen zugestanden. 

Die Berücksichtigung der o.g. Punkte führt insbesondere zu einer Absenkung der Entgelte im 

VzK-Bereich. Hiermit kann das dem Zugang zugrundeliegende Ziel der Stärkung des 

Infrastrukturwettbewerbs bestmöglich erreicht werden.  

Dem kann auch nicht entgegenhalten werden, dass durch den Zugang die Investitionen in 

bauliche Anlagen beeinträchtigt werden würden. Durch den gewählten Entgeltmaßstab wird 

eine angemessene Marge gewährleistet. Zudem steht es dem regulierten Unternehmen frei, 

weitere Margen im Wettbewerb um den Endkunden zu erzielen, welcher durch den Zugang zu 

den baulichen Anlagens nicht unterbunden wird. Es wird ein nachhaltiges wettbewerbsanaloges 

Ergebnis ermöglicht, welches wiederum ebenfalls eine angemessene Kapitalverzinsung 

impliziert. 

Im Folgenden nehmen wir vertieft zu den oben angeführten Kritikpunkten Stellung. 

1. Kein Ansatz des VHCN-Zuschlags auf den WACC bei den Kapitalkosten der HK-

Trasse 

Die Beschlusskammer differenziert bei den baulichen Anlagen zwischen Alt- und Neuanlagen, 

so dass die baulichen Anlagen der HK-Trasse pauschal als Altanlagen zu werten sind. 

Begründet wird diese Vorgehensweise damit, dass diese baulichen Anlagen im 

Zusammenhang mit dem Kupfernetz einschließlich des FTTC-Ausbaus stehen. 

1&1 teilt diese pragmatische Einordnung, so dass bei den baulichen Anlagen der HK-Trasse – 

wie von der Beschlusskammer richtigerweise kalkuliert – auf jeden Fall keine AGP anzusetzen 

sind. 

1&1 folgt jedoch nicht der Sichtweise der Beschlusskammer, dass bei den Kapitalkosten der 

VHCN-Zuschlag auf den WACC für Altanlagen anzusetzen ist. Als Altanlage aus der Kupferwelt 

ist hier nur der WACC für Altanlagen anzusetzen. 

Der VHCN-Zuschlag soll gerade Investitionsrisiken berücksichtigen, die im Zusammenhang mit 

der Errichtung von VHC-Netzen stehen. Die baulichen Anlagen sind als Altanlagen klassifiziert 

und sind nicht speziell für VHC-Netze errichtet worden. Deren Investitionsentscheidung steht 

im Zusammenhang mit dem Kupfernetz und deren bauliche Anlagen werden für VHC-Netze 

wiederverwendet. Hier geht es darum bereits existierende Anlagen einer neuen Verwendung 

zuzuführen und deren Lebenszyklus zu verlängern.  
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Bei den baulichen Anlagen in der HK-Trasse existieren auch beim Aufbau von VHC-Netzen 

keine höheren Investitionsrisiken. Diese baulichen Anlagen sind für das Kupfernetz inkl. des 

FTTC-Ausbaus aufgebaut worden und durch die Wiederverwendung dieser baulichen Anlagen 

wird die Investitionssumme für ein VHC-Netz und damit auch das Risiko gesenkt. 

Die Telekom hat aktuell ca. 21 Mio. Fiber-Anschlüsse (VDSL und FTTH) auf ihrem Netz 

geschaltet. Wechselt ein Kunde auf der Telekom-Plattform von DSL auf FTTH bleibt für 

Telekom die Anschlusszahl und damit auch die Auslastung der baulichen Anlagen unterm Strich 

gleich, so dass auch hier kein höheres Investitionsrisiko besteht. 

Die Beschlusskammer beschreibt im Szenario 1, dass die baulichen Anlagen in der HK-Trasse 

für einen zur Telekom komplementären Ausbau verwendet werden können. Erfolgt der Ausbau 

komplementär, ist die Mitnutzung mindestens neutral oder kann sogar positive Effekte aufgrund 

einer besseren Auslastung haben. Folglich existieren hier keine höheren Investitionsrisiken. 

Das von der Beschlusskammer beschriebene Szenario 2 eines konkurrierenden Ausbaus hat 

vor allem Auswirkungen im VzK-Bereich, weshalb bei diesen Anlagen der VHCN-Zuschlag 

sowie die AGP angesetzt werden. Auf die HK-Trasse hat es weniger Auswirkungen, da diese 

Gebäude parallel weiterhin mit DSL erreichbar sind. 

Der Ansatz eines VHCN-Zuschlags auf den WACC steht im Widerspruch zur Vorgehensweise 

bei der Bestimmung der Kapitalkosten. Denn bei der Bestimmung der Kapitalkosten werden für 

die wiederverwendbaren baulichen Anlagen die indizierten Restbuchwerte gem. EKEK und 

Gigabit-Empfehlung berücksichtigt. Die Berücksichtigung eines VHCN-Zuschlags auf diese 

wiederverwendbaren baulichen Anlagen würde zu einer Kostenüberdeckung führen und 

schließt sich daher aus. 

2. Ansatz indizierter Restbuchwerte bei noch nicht vollständig abgeschriebenen 

Anlagen 

Die Beschlusskammer führt aus, dass der Ansatz von Restbuchwerten, die mit einem 

geeigneten Preisindex indiziert werden, bei noch nicht vollständig abgeschriebenen Anlagen 

gem. EKEK und Gigabit-Empfehlung nicht möglich sei. Denn insbes. Bei baulichen Anlagen, 

die vor 1995 errichtet wurden, ist das Anlagegitter mit den historischen Anschaffungs- und 

Herstellkosten nicht mehr vorhanden. 

Das Fehlen dieser Informationen erschwert zwar die Anwendung dieser Methode, macht es 

aber nicht unmöglich. Denn an Stelle der tatsächlichen historischen Anschaffungs- und 

Herstellkosten als Ausgangsbasis dieser Methode, können hilfsweise Anschaffungs- und 

Herstellkosten rechnerisch ermittelt werden. Die hierzu notwendigen Ausgangsdaten liegen der 

Beschlusskammer bereits vor.  

Wie die Beschlusskammer ausführt, sind im Bestandsführungssystem MEGAPLAN die Längen 

und der Anschaffungszeitpunkt auch der baulichen Anlagen vorhanden, die vor 1995 errichtet 

wurden. Damit liegt der Beschlusskammer ein Mengengerüst vor, um – wie in der KeL-

Kalkulation gehabt – diese baulichen Anlagen zu aktuellen Wiederbeschaffungskosten zu 

bewerten. Anders als in der sonst üblichen Vorgehensweise, werden die aktuellen 
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Wiederbeschaffungskosten zunächst mit einem geeigneten Preisindex auf den historischen 

Anschaffungszeitpunkt zurückindiziert. Durch diese Rückindizierung mit einem geeigneten 

Preisindex (wie für Tiefbaukosten) auf den historischen Anschaffungszeitpunkt erhält man 

hilfsweise die Anschaffungs- und Herstellkosten zum historischen Anschaffungszeitpunkt. 

Dieses Vorgehen ist im regulierten Umfeld nicht unüblich, denn bei der Bestimmung der 

Netzentgelte für Strom- und Gasnetze fehlten insbes. Bei Netzübernahmen auch vielfach die 

tatsächlichen historischen Anschaffungs- und Herstellkosten. Diese fehlenden Anschaffungs- 

und Herstellkosten wurden teilweise nach dieser Methode hilfsweise ermittelt, um Netzentgelte 

gem. StromNEV bzw. GasNEV kalkulieren zu können. 

3. Berechnung der AGP geht von einem falschen Wettbewerbsbild aus 

Die BK-Berechnungslogik der AGP impliziert fälschlicherweise, dass es sich beim 

Glasfaserausbau um ein „Windhundrennen“, d.h. um ein lokales Netzmonopol handelt. 

Entweder gewinnt Telekom das Gebäude und vermarktet dann an eigene Endkunden und über 

Wholesale, oder ein anderer Ausbauer gewinnt dieses Gebäude und vermarktet nur an die 

eigenen Endkunden. Für die Mitnutzung der baulichen Anlagen im VzK-Bereich muss der 

alternative Ausbauer die Telekom über die AGP in Höhe entgangener „Monopolgewinne“ 

entschädigen. 

Diese Herangehensweise unterstellt aber, dass es der Telekom nicht mehr möglich sei, an 

diesen Adressen eigene Endkunden mit Glasfasertarifen zu versorgen. Sollten im VzK-Bereich 

stattdessen ausreichend Kapazitätsreserven an Speednetrohren eingeplant sein, könnte 

Telekom diese Gebäude auch parallel mit einer eigenen Glasfaser erschließen. Sollten die 

Kapazitätsreserven nicht ausreichend sein, kann Telekom an diesen Adressen eigene 

Endkunden alternativ auch über den Bezug von aktiven oder passiven Vorleistungen mit 

Glasfasertarifen versorgen. 

Zusammengefasst wird sich hier eine Versorgung von Endkunden auf unterschiedlichen 

Wertschöpfungsstufen durch Telekom herausbilden, dass mit der rein digitalen 

Berechnungslogik (Telekom gewinnt das Gebäude oder nicht und ist bei einem Verlust mit den 

AGP zu entschädigen) nicht ausreichend abgebildet wird. 

In der Berechnung der AGP ist daher zwingend zu berücksichtigen, dass Telekom an diesen 

Adressen unter Bezug von Vorleistungen weiterhin Endkunden versorgen kann. Dieser Aspekt 

des Wholebuys durch Telekom wird mit dem weiteren Ausbau von alternativen Glasfasernetzen 

(u.a. unter der hier ermöglichten Nutzung der baulichen Anlagen) an Relevanz gewinnen, denn 

in einem Wettbewerbsmarkt ist nicht davon auszugehen, dass Unternehmen freiwillig und 

kampflos auf Endkundenpotenziale verzichten.  
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4. Kein Ansatz von VHCN-WACC und AGP bei baulichen Anlagen im VzK-Bereich 

Der Ansatz von VHCN-WACC und AGP führt zu einer Überkompensation von Risiken und 

sichert den Geschäftsplan der Telekom mit einer „Vollkaskoversicherung“ vor Risiken aus 

einem infrastrukturbasierten Wettbewerb ab. Wobei die „Versicherungsprämien“ von den 

Wettbewerbern bezahlt werden, die hierdurch in ihrem Wettbewerb beeinträchtigt werden. Bei 

Entgelten für bauliche Anlagen im VzK-Bereich darf aber nur der VHCN-WACC angesetzt 

werden. Die AGP sind dagegen nicht anzusetzen. 

Die Beschlusskammer führt auf den S. 82f aus, dass mit dem VHCN-WACC und den AGP 

jeweils zwei voneinander unabhängige Risikosphären adressiert werden. Während mit dem 

VHCN-WACC die Risiken beim Glasfaserausbau gem. Ziff. 68 der Gigabit-Empfehlung (u.a. 

aus infrastrukturbasierten Wettbewerbsdruck) abgegolten werden sollen, soll mit den AGP die 

wirtschaftlichen Folgen aus der Zugangsgewährung zu den baulichen Anlagen abgegolten 

werden. 

Abzugeltende wirtschaftliche Folgen aus der Zugangsgewährung können aber nur dann 

entstehen, wenn die Zugangsgewährung und deren wirtschaftliche Folgen zum Zeitpunkt der 

Erstellung des Geschäftsplans ex ante nicht bekannt bzw. hinreichend absehbar waren und 

daher im Geschäftsplan nicht hinreichend antizipiert werden konnten. Diese wirtschaftlichen 

Folgen können dann ex post über die AGP in den Entgelten berücksichtigt werden. 

Die Verpflichtung zur Zugangsgewährung zu baulichen Anlagen ist allerdings zum Zeitpunkt 

der Aufstellung der Geschäftspläne ex ante hinreichend bekannt gewesen, denn diese 

Verpflichtung rührt aus der Regulierungsverfügung zum Markt 1 (BK3h-19/020). Denn bereits 

zum Start des Regulierungsverfahrens war abzusehen, dass ein Zugang zu baulichen Anlagen 

zu gewähren ist und deren wirtschaftliche Folgen hätten aus einem kaufmännischen 

Vorsichtsprinzip bereits zu diesem Zeitpunkt in den Geschäftsplänen der Telekom hinreichend 

antizipiert werden müssen. Da diese Risiken bereits in den Geschäftsplänen antizipiert sind, 

können demnach auch keine wirtschaftlichen Folgen entstehen, die als AGP in den Entgelten 

ex post anzusetzen sind. 

Da die Risikosphäre der wirtschaftlichen Folgen hier nicht zutrifft, verbleiben nur Risiken – wie 

Risiken aus dem infrastrukturbasierten Wettbewerbsdruck -, die der Risikosphäre des VHCN-

Zuschlags zuzuordnen sind. 

Soweit die Beschlusskammer nicht den Ausführungen folgt, ist jedenfalls bei Ansetzen eines 

AGP-Zuschlags der VHCN-Zuschlag zu streichen. Die Reduktion auf einen Zuschlag ist 

dahingehend notwendig, da ansonsten eine Dopplung entsteht. Die AGP betrachten den 

potenziellen Verlust von Erträgen auf den nachgelagerten Märkten. Diese Erträge umfassen 

dabei bereits den VHCN-Zuschlag. Die Entgelte sind nicht kostenbasiert reguliert. Vielmehr 

wurde bewusst auf EOI i.V.m. ERT zurückgegriffen, um es dem regulierten Unternehmen zu 

ermöglichen eine VHCN-Prämie in die Entgelte aufzunehmen. D.h. der AGP-Zuschlag 

beinhaltet den VHCN-Zuschlag. Ein weiterer VHCN-Zuschlag wäre demnach eine 

ungerechtfertigte Dopplung.  
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5. Eigene Kosten des Nutzers baulicher Anlagen 

Ein Nutzer baulicher Anlagen muss sowohl in Szenario 1 als auch in 2 neben den Investitionen 

im HK- und VzK-Bereich jeweils auch die Hauszuführung und die Inhausverkabelung 

realisieren, um den Endkunden zu erreichen. Im Szenario 2 nutzt der Nachfrager die baulichen 

Anlagen im VzK-Bereich nur bis zur Grundstücksgrenze, so dass auch hier eigene Investitionen 

für Hauszuführung und Inhausverkabelung notwendig sind.  

Die Berücksichtigung von Kosten für Hauszuführung und Inhausverkabelung in der PKS (Kap. 

8.2.2 und 8.2.3) als auch in der KKS (Kap. 8.3.2) kann den Ausführungen nicht eindeutig 

entnommen werden. 

Der Ansatz dieser Kosten ist aber auf der Kostenseite der KKS-Berechnung aus 

Konsistenzgründen zwingend geboten. Denn bei der KKS werden die Kosten eines Nachfragers 

nach baulichen Anlagen mit den Kosten eines Nachfragers nach FB-EN gegenübergestellt. Da 

in den monatlichen Überlassungsentgelten das Anschlussnetz nur bis zur Grundstücksgrenze 

inkludiert ist, wird für die Hauszuführung und die Inhausverkabelung zusätzlich das 

Infrastrukturentgelt erhoben. Dieses Entgelt wird in der KKS-Berechnung auf der Erlösseite mit 

monatlich 3,83€ angesetzt. Alternativ kann auf der Erlösseite die monatliche Umlage für das 

Infrastrukturentgelt entfallen, um auf beiden Seiten der KKS-Berechnung den gleichen 

Leistungsumfang bis zur Grundstücksgrenze abzubilden.  

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

  

 

i.V. Sebastian Jorns                     i.A. Matthias Noss  

Head of Regulatory Affairs                 Manager Regulatory Affairs  

 


